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Dieser Bericht ist als Fortsetzung der Berichte aus den Vorjahren zu lesen. Dank meiner 
gewonnenen Erfahrungen und Kontakte mit und zu Vereinen, Verbänden, 
Mitarbeiter*innen der Verwaltung, Mitgliedern aus der Politik und Menschen mit 
Behinderungen konnte ich meine Arbeit aus den vorherigen Jahren fortsetzen und weiter 
verfestigen.
Laut Statistik des Landesamtes für Soziale Dienste in Schleswig-Holstein leben in 
Lauenburg rund 23 % der Bürger*innen mit einer Behinderung. Der Anteil der Menschen 
mit Behinderungen ist somit über die Jahre relativ gleichbleibend, durch 
Bevölkerungszuwachs steigt allerdings auch die Gesamtzahl der Menschen mit 
Behinderungen. Der Anteil schwerbehinderter Menschen liegt in Lauenburg fast 4 % über 
dem Bundesdurchschnitt.
Hinzu kommen die Besucher*innen Lauenburgs: Tourist*innen, Besucher*innen kultureller 
Veranstaltungen und besonders die Bewohner*innen des Amtes Lütau, die sich hier in 
Lauenburg mit Lebensmitteln versorgen und Ihre Amtsgeschäfte erledigen müssen.
Für alle diese Menschen mit Behinderung brauchen wir eine barrierefreie Infrastruktur, 
damit sie sich in der Stadt oder auf dem Land frei bewegen und orientieren können. Es 
reicht zum Beispiel nicht aus, nur die Innenstadt barrierefrei auszubauen, sondern die 
Innenstadt muss auch durch barrierefreie Wegketten auffindbar und erreichbar sein.
Menschen mit Behinderungen bilden keine eigene Gruppe, darum muss Barrierefreiheit in 
allen Planungen systemübergreifend mitgedacht werden.

Erreichbarkeit

Sprechstunden

Auch in diesem Jahr habe ich meine Sprechstunden regelmäßig angeboten.
Termine wurden zudem telefonisch vereinbart.
Kontakt nahmen sowohl Menschen mit Behinderungen als auch deren Angehörige mit mir 
auf. Inhalte der Gespräche waren Schilderungen der eigenen Lebenssituation, es ging um 
Barrieren, welche die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erschweren, Bitten um 
Unterstützung in Entscheidungssituationen oder auch nur Hilfestellung beim Ausfüllen von 
Formularen.
Vermehrt gab es in diesem Jahr auch Anfragen aus den umliegenden Gemeinden, sogar 
aus Niedersachsen und Boizenburg.

Hausbesuche

Hausbesuche machte ich nur bei dringendem Bedarf und bei Menschen mit Behinderung, 
die ihre Wohnung nur schwer verlassen können oder denen es schwerfällt weite Wege 
zurückzulegen.
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Treffen vor Ort

Außerdem traf ich mich mit Menschen an den Orten, an denen die Barrieren, die sie 
hindern, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen bestehen. In einigen Fällen machte ich 
Fotos, um diese Stellen zu dokumentieren und gab die Informationen an das 
Stadtentwicklungsamt weiter.

Öffentlichkeitsarbeit

Internet

Auf der Internetseite der Stadt Lauenburg wird darüber informiert, wann und unter welchen 
Bedingungen meine jeweiligen Sprechzeiten stattfinden.

Presse

In Pressemeldungen wurde darauf hingewiesen, unter welchen Umständen mit mir 
Kontakt aufgenommen werden kann.

Video

Weil ich immer wieder auf die Problematik der Behindertenparkplätze hingewiesen wurde, 
habe ich ein Video produziert, das auf diese Problematik hinweist.

Es trägt den Titel „Warum Behindertenparkplätze nur von Menschen mit Behinderungen 
genutzt werden dürfen.“ und ist sowohl auf YouTube als auch auf der Lauenburger 
Internetseite unter dem Link: Link zum Video zu sehen.

Zusammenarbeit mit Verwaltung und Politik

Mit der Stadtverwaltung stehe ich im regelmäßigen Austausch.

Die ständigen Ausschüsse der Stadt besuche ich, um im Kontakt mit den Politiker*innen 
und der Verwaltung zu sein und damit ich über alle Vorhaben und politische Prozesse 
informiert bin, die Menschen mit Behinderungen betreffen. Somit habe ich die Möglichkeit, 
während der Sitzungen beratend tätig zu sein.
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Stellungnahmen

Vorbesprechung für die Sanierung des Lösch- und Ladeplatzes

In der Vorbesprechung für die Sanierung des Lösch- und Ladeplatzes habe ich darauf 
hingewiesen, dass dieser Platz auch für öffentliche Veranstaltungen genutzt wird und 
daher auch für Menschen mit Behinderungen nutzbar sein muss.

Erweiterungsbau Weingartenschule

Damit eine inklusive Beschulung in der Weingartenschule möglich ist und kein Schüler 
aufgrund einer Behinderung ausgeschlossen werden muss, habe ich darauf aufmerksam 
gemacht, dass hier besondere Anforderungen an die Barrierefreiheit zu stellen sind.
Um beurteilen zu können, ob die Vorgaben der einschlägigen Vorschriften eingehalten 
werden, habe ich einige in den Bauvorlagen fehlende Angaben nachgefordert.

Neubau ZOB Lauenburg

Während einer Besprechung zu den Eingangstüren zum ZOB Aufenthaltsgebäude machte 
ich darauf aufmerksam, dass die Auffindbarkeit und Erkennbarkeit von Türen und deren 
Funktion auch für blinde und sehbehinderte Menschen möglich sein muss.

Dies wird z. B. erreicht durch

 taktil eindeutig erkennbare Türblätter oder –Zargen;⎯

 visuell kontrastierende Gestaltung, z.⎯  B. helle Wand/dunkle Zarge, heller Flügel/dunkle 
Hauptschließkante und Beschlag.

Nach der offiziellen Fertigstellung des ZOB wurde mir gemeldet, dass die westlichen und 
östlichen Zugänge zur ZOB-Insel nicht den Vorgaben der DIN 18040 entsprechen. Ich 
prüfte diese Angaben und musste die fehlende Barrierefreiheit bestätigen.

Dieser Umstand war auch im Bau und Planungsausschuss Thema. Dort wurde ich gefragt, 
ob ich an den Planungen des ZOB beteiligt wurde. Ich merkte an, dass der beschriebene 
Mangel nicht geplant war, sondern aus der Ausführung resultierte.

Mittlerweile wurde der Mangel durch Anrampungen mit Bitumen gemildert.

Verlängerung Radweg „Großer Sandberg“

Die UL Fraktion stellte den Antrag, den Radweg am „Großer Sandberg“ zu verlängern.

Im Rahmen dieses Tagesordnungspunktes im Bau und Planungsausschusses merkte ich 
an, dass der untere Teil des Sandbergs so zu gestalten sei, dass er insbesondere auch für 
Rollstuhlfahrer ohne Behinderungen nutzbar wird.
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Lesegärten

Nach der Einweihung der Lesegärten stellte ich fest, dass das Holzpodest, welches laut 
der Entwurfszeichnung auch als Bühne oder Tanzboden nutzbar sein soll, wegen einer 
fehlenden Rampe für Rollstuhlfahrende nicht geeignet ist.

Auf diesen Mangel machte ich unser Stadtentwicklungsamt aufmerksam und bat darum, 
die fehlende Rampe nachzurüsten, um es auch Menschen mit Behinderungen zu 
ermöglichen, diese Bühne zu nutzen.

Empfohlene Sitzposition in Linienbussen des Hamburger Verkehrsverbundes

Rollstuhlfahrenden empfiehlt der HVV in der Broschüre „Barrierefrei Unterwegs“, sich an 
der vorhandenen Prallfläche mit der Rückseite des Rollstuhls gegen die Fahrtrichtung 
aufzustellen.
Außerdem wird angemerkt, dass gemäß Straßenverkehrszulassungsordnung mehr als 1 
Rollstuhl im Bus mitgenommen werden darf, also nicht alle diese Haltung einnehmen 
können und müssen.
Weiter wird in dieser Broschüre des Hamburger Verkehrsverbundes darauf hingewiesen, 
dass das Fahrpersonal entscheidet, wie sich Rollstuhlfahrende aufzustellen haben.
Bei nicht wenigen Menschen, die mit dem Rücken zur Fahrtrichtung sitzen, kann diese 
Position die Symptome einer Kinetose (Reiseübelkeit, Übelkeit und Benommenheit) 
auslösen.

Diese Reiseübelkeit kann auch Rollstuhlfahrer betreffen, die nun aber nicht wie andere 
Fahrgeste selbst entscheiden können, in welche Richtung sie sitzen und hier von der 
Entscheidung des Fahrpersonals abhängig sind.

Ich wies den HVV darauf hin, dass für Menschen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, 
eine sichere, verlässliche Busverbindung eine grundlegende Voraussetzung für 
selbstbestimmte Mobilität darstellt. Da alternative Fortbewegungsmöglichkeiten häufig 
nicht zur Verfügung stehen, sind sie in besonderem Maße auf den öffentlichen 
Personennahverkehr angewiesen.

Unzuverlässige Beförderungschancen, können erhebliche Einschränkungen zur Folge 
haben. Dies betrifft nicht nur die Wahrnehmung beruflicher oder medizinischer Termine, 
sondern auch die Möglichkeit zur gesellschaftlichen Teilhabe insgesamt.

Eine verlässliche Beförderung im ÖPNV ist daher keine freiwillige Zusatzleistung, sondern 
ein wesentlicher Bestandteil gleichberechtigter Teilhabe und Inklusion gemäß den 
Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention.

Einen Vorschlag, wenn möglich, vor Fahrtantritt das direkte Gespräch mit dem 
Fahrpersonal zu suchen halte ich nicht für zielführend.
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Durchweg alle Rollstuhlfahrer*innen berichten mir, dass sie ohnehin benachteiligt sind, 
weil der Busfahrer die Rampe nur für sie ausklappt. Andere Fahrgäste brauchen die 
Rampe nicht. Oftmals ist der Platz im Bus bereits durch beispielsweise Kinderwagen 
belegt, noch bevor sie zusteigen können.

Barrierefreier Fußgängerübergang am Vorwerk.

Nach der Fertigstellung des barrierefreien Fußgängerübergangs am „Am Vorwerk“ wurde 
ich von Rollstuhlfahrer*innen darauf aufmerksam gemacht, das der Fußweg in 
Längsrichtung der Straße „Am Vorwerk“ für Rollstuhlfahrer nicht nutzbar ist.

Bei der Überprüfung der Angaben stellte ich fest, dass der Fußweg konisch verläuft und 
am Ende nur 40 cm Breite misst. Das ist zu schmal für einen Rollstuhl.

Nutzungsänderung in Arztpraxis

Im Rahmen einer Nutzungsänderung bemerkte ich, dass der Bauplaner den 
vorgeschriebenen barrierefreien Zugang über eine Nebeneingangstür über eine 
Anrampung mit einer zu starken Neigung führt.

Dieser Zugang entsprach nicht den Vorgaben der entsprechenden DIN-Norm.

Hier empfahl ich die Hauptzugangstür zu verbreitern, um einen direkten barrierefreien 
Zugang zu ermöglichen.

Es wurde seitens des Bauplaners einer Verbreiterung der Haupteingangstür zugestimmt.

Stellungnahme zur 1. Fortschreibung des Integrierten Entwicklungskonzeptes (IEK) 
für das Sanierungsgebiet „Ortskern Oberstadt“

Zu dem Papier der 1. Fortschreibung des Integrierten Entwicklungskonzeptes (IEK) für das 
Sanierungsgebiet „Ortskern Oberstadt“ nahm ich zu in diesem Papier häufig benutzten 
Begriff „barrierearm“ in Abgrenzung zum Begriff „barrierefrei“ Stellung.
Ich merkte an, dass die Verwendung des Begriffs „barrierearm“ anstelle von „barrierefrei“ 
daher speziell im öffentlichen Bereich, bei hoheitlichem Handeln sowie bei geförderten 
Maßnahmen ungeeignet ist, soweit gesetzliche Verpflichtungen zur Barrierefreiheit 
bestehen. Eine solche Begriffsverwendung kann eine unzulässige Absenkung des 
gesetzlich geforderten Standards und damit einen Verstoß gegen Gleichstellungs- und 
Diskriminierungsschutz darstellen.

Barrierefreiheit ist Rechtspflicht; Barrierearmut ist rechtlich unbeachtlich. Der Begriff 
„barrierearm“ kann – wenn überhaupt – nur als offene Beschreibung eines noch nicht 
rechtskonformen Zustands verwendet werden.
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AG „Inklusives Lauenburg“

In diesem Jahr trafen sich die Mitglieder der AG in der Stadtbücherei.

Während dieses Besuchs fiel besonders auf, dass für Menschen mit Behinderungen eine 
selbstständige Nutzung des Medienzentrums nur sehr eingeschränkt möglich ist.
Aufgrund eines fehlenden Blindenleitsystems ist es für Menschen mit 
Sehbeeinträchtigungen nicht möglich, sich ohne Hilfe zu orientieren.

Blindenleitsysteme in Büchereien sind von großer Bedeutung, weil sie Menschen mit 
Sehbehinderungen einen selbstständigen und sicheren Zugang zu Wissen ermöglichen. 
Büchereien sind Orte der Bildung, Information und Begegnung – und diese Angebote 
sollten für alle Menschen gleichermaßen zugänglich sein.

Durch taktile Bodenleitlinien, Aufmerksamkeitsfelder und kontrastreiche Markierungen 
können sich blinde und sehbehinderte Personen eigenständig im Gebäude orientieren. Sie 
finden Eingänge, Ausleihschalter, Aufzüge oder Treppen leichter und erkennen 
Gefahrenstellen frühzeitig. Das erhöht nicht nur die Sicherheit, sondern auch die 
Selbstständigkeit.

Die Barrieren für Rollstuhlfahrende sind, dass Medien in Regalen zu großer Höhe gelagert 
werden und zwei Räume nur über Treppen zu erreichen sind.

Barrierefreiheit bedeutet, Angebote „ohne fremde Hilfe“ nutzen zu können. Müssen 
Betroffene jedes Mal Personal um Unterstützung bitten, ist das eine Einschränkung ihrer 
Unabhängigkeit.

Weiter wurde angemerkt, dass sich kein Behindertenparkplatz in unmittelbarer Nähe des 
Medienzentrums befindet.

Über dieses Treffen hinaus pflege ich auch weitere Kontakte zu den Mitgliedern der AG 
„Inklusives Lauenburg“, bei Stellungnahmen und anderen Projekte beteiligen sie sich mit 
ihren Erfahrungen und Meinungen.
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Netzwerk-Arbeit

Die Netzwerkarbeit findet häufig in hybrider Form statt (sowohl in Präsens als auch 
online). Das ist besonders für mobil eingeschränkte Teilnehmer*innen von Vorteil.

An Netzwerkgruppen sind zu nennen:

• Beauftragte für Menschen mit Behinderungen des Kreises Herzogtum Lauenburg

• LAG der Beauftragten für Menschen mit Behinderungen des Landes Schleswig-
Holstein

• Runder Tisch „Barrierefreiheit“ in Schleswig-Holstein

• Die Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft, Gruppe: Arbeit

• Die Psychosoziale Arbeitsgemeinschaft, Gruppe: Inklusion.

• Netzwerk Ehrenamt der Stadt Lauenburg/Elbe

• Onlineaustauschtreffen BOA-Meetup – barrierefrei, on-demand & autonom 

• Zusammenkunft des Gemeindepsychiatrischen Verbundes Herzogtum Lauenburg

Teilnahme an Schulungen und Veranstaltungen

Fachtagungen und Fachfortbildungen finden häufig Online sowie in Präsenz statt.

• Online: Fachveranstaltung „Tag des barrierefreien Tourismus“

• Online Fachgespräch zum Thema Schulstraßen des Aktionsbündnisses Kidical 
Mass

• Workshop: Digitale Assistenz für Menschen mit Behinderung – Erfahrungen, 
verwandte Praktiken und Zukunftsszenarien an der Helmut-Schmidt-Universität.

• Kiel: Jahreskongress der Landesbehindertenbeauftragten

• Mölln: Kreispflegekonferenz

• Mölln: PSAG Plenum
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Bauliche Umsetzungen zur Erlangung der Barrierefreiheit 2025

• Umgestaltung der Krügerstraße

• Lesegärten/Lütter Markt

• ZOB

• Fußweg und Aufpflasterung vor Woolworth

• Zur schönen Aussicht und Jungfernstieg, einschl. Fußweg zum Talweg

• Gehweg Sonnental

• Fußweg zur Bushaltestelle Elbkamp (bei BG West)

• Fußweg Berliner Straße, Höhe Semmelhaack

• Fußweg Götzestraße
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Schlusswort

Um zu vermeiden, dass in Neubauprojekten immer mehr Barrieren entstehen, die eine 
gleichberechtigte Teilhabe für Menschen behindern, muss eine umfassende 
Bewusstseinsbildung bei all denjenigen, die an den Bauprojekten beteiligt sind, gefördert 
werden.

Nach meiner Erfahrung sind zwar alle gesetzlichen Vorgaben im ausreichenden Maß 
vorhanden, aber es gibt noch kein Bewusstsein, wie diese Vorgaben zielführend 
umgesetzt werden müssen. Barrierefreiheit wird im Baugenehmigungsverfahren oft nur als 
rechtliche Anforderung gesehen. Dabei fehlt oft die Sensibilität für die Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderungen sowie für die gesellschaftliche Relevanz des barrierefreien 
Bauens. Die Berücksichtigung erfolgt häufig zu spät oder unzureichend, was 
Nachbesserungen, höhere Kosten und geringere Nutzbarkeit zur Folge hat.

Es muss verstanden werden, dass Barrierefreiheit deswegen gesetzlich vorgeschrieben 
ist, weil sie praktisch notwendig ist.

Wir benötigen ein strukturiertes Kommunikationskonzept zur Bewusstseinsbildung für 
Barrierefreiheit im Baugenehmigungsverfahren, das die Grundlage für nachhaltige 
Veränderung schafft. Dazu sind Checklisten für Barrierefreiheit als Teil der 
Bauantragsunterlagen und verbindliche Prüfprozesse zur Barrierefreiheit im 
Genehmigungsablauf notwendig.

Es geht nicht nur um gesetzliche Normen, sondern um ein gesellschaftliches Umdenken: 
Barrierefreiheit als selbstverständlicher Teil qualitätsvoller Architektur und fairer Teilhabe.

Die Schaffung einer inklusiven Gemeinschaft ist nur in Gemeinschaft möglich.

Darum bedanke ich mich, wie auch in den Vorjahren, zum Abschluss meines Berichtes bei 
allen, die meine Arbeit unterstützt haben. 
Vor allem bei denen, die sich an mich gewandt haben und mir wertvolle Hinweise lieferten, 
wo Barrieren eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erschweren oder verhindern, 
sowie bei der Lauenburger Stadtverwaltung. Bei allen Mitgliedern der Lauenburger 
Fraktionen, bei der Presse, die meine Arbeit begleitet hat und meine monatlichen 
Ankündigungen veröffentlichte. Besonders auch bei den Mitgliedern der AG „Inklusives 
Lauenburg“ bedanke ich mich für die gute Zusammenarbeit.
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Anhang

Aufgaben

Der Behindertenbeauftragte

 fördert die Beseitigung und Verhinderung der Benachteiligung von Menschen mit 

Behinderungen sowie Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen und 

Herstellung der Chancengleichheit und Gewährleistung der gleichberechtigten 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und der Ermöglichung eines 

selbstbestimmten Lebens im Sinne von § 1 des Gesetzes über die Gleichstellung 

von Menschen mit Behinderungen in Schleswig-Holstein im Rahmen seiner 

Möglichkeiten

 unterstützt die Gremien der Stadt Lauenburg/Elbe durch beratende Stellungnahmen 

und Empfehlungen in allen Angelegenheiten, die Menschen mit Behinderungen 

betreffen

 vertritt die Interessen der Menschen mit Behinderungen beim Wohnungsbau, beim 

Bau öffentlich zugänglicher Gebäude und Einrichtungen sowie beim Bau 

öffentlicher Verkehrseinrichtungen

 legt einmal jährlich der Stadtvertretung einen Tätigkeitsbericht vor

 koordiniert Anliegen und Anregungen der Menschen mit Behinderungen und leitet 

diese ggf. an die zuständigen Stellen weiter

 fördert die Zusammenarbeit der Organisationen für Menschen mit Behinderungen

 arbeitet mit der/dem Landesbeauftragten und der/dem Kreisbeauftragten und 

anderen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen im Kreis Herzogtum 

Lauenburg zusammen
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Rechtliche Grundlagen 

Grundgesetz Artikel 3 Abs. 3

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Landesbehindertengleichstellungsgesetz –LBGG 

Die UN-Behindertenrechtskonvention Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen

Sozialgesetzbuch Neuntes Buch Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen

Landesbauordnung Schleswig-Holstein

DIN 18040

Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung –(BITV 2.0) Web Content Accessibility 
Guidelines (WCAG) 

Kontakt

Siegfried Betge
Fürstengarten 29 
21481 Lauenburg/Elbe
Tel.: 04153 / 5909-104
E-Mail: behindertenbeauftragter@lauenburg.de

Meine Sprechzeiten sind:
jeden 1. Dienstag im Monat von 10 - 12 Uhr

jeden 1. Donnerstag im Monat von 16 - 18 Uhr

und nach Vereinbarung

im Fürstengarten 29 (Erdgeschoss).

Oder an jedem anderen Ort in Lauenburg.
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Adressen

KIBIS-Selbsthilfeunterstützung im Kreis Herzogtum Lauenburg

Beratungsstelle in Mölln 
Hauptstr. 52
23879 Mölln

Kontakt:
Telefon: 04542 - 9059250
E-Mail: info@kibis-rz.de

Persönliche und telefonische Sprechzeiten:
Montags: 14:00-17:00 Uhr
Dienstags: 9:00-13:00 Uhr
Donnerstags: 9:00-13:00 Uhr

Demenznetz Herzogtum Lauenburg
Barbara Hergert

Tel. +49 4542 83 84 670
Fax +49 4542 82 65 57
Demenznetz Herzogtum Lauenburg
Wasserkrüger Weg 7D-23879 Mölln
http://www.demenznetz-rz.de/

Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung – Fachgebiet Beratung und 
Hilfeplanung für Menschen mit geistiger und/oder körperlicher Behinderung

Frau Funke

Fachgebietsleiterin Regionalgruppe Mitte
Meiereistraße 3
21493 Schwarzenbek
Telefon: 04151 8420-49 
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Landesamt für soziale Dienste

Dienstsitz Lübeck
Große Burgstraße 4
23552 Lübeck
Telefon: 0451 1406-0
Fax: 0451 1406-499
E-Mail: post.hl@lasd.landsh.de
http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/LASD/lasd_node.html

Pflegestützpunkt im Herzogtum Lauenburg 

Mölln
Tel: (0 45 42) 82 65 49
Sprechzeiten:
Montag, Dienstag, Donnerstag +Freitag:
9:00 Uhr – 12:00 Uhr
sowie Dienstag:
16:00 Uhr – 18:00 Uhr

Geesthacht
Tel: (0 41 52) 80 57 95
Sprechzeiten:
Montag und Mittwoch
8:30 Uhr – 12:30 Uhr

Lauenburg
Haus der Begegnung
Fürstengarten 29
21481 Lauenburg/Elbe
Sprechzeiten: 
jeden Mittwoch 9:00 – 12:00 Uhr 
Wir bitten um vorherige Anmeldung, um eine laufende Beratung nicht zu stören. Leider ist 
an diesem Standort kein Wartebereich vorhanden.
Tel.: 0 41 52 – 80 57 95
Mail: info@pflegestuetzpunkt-herzogtum-lauenburg.de
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Rentenberatung

Andreas Perteck
Nur nach telefonischer Terminvereinbarung unter 04153-40 79 845.
Telefonsprechzeiten:
Di: 10 - 12 Uhr
Do: 15 - 18 Uhr
E-Mail: rente@a-perteck.de

Rentenantrag

Kontaktperson

Bürgeramt

Amtsplatz 6
21481 Lauenburg/Elbe

Tel.: 04153 - 5909-325,-340
Fax: 04153 - 5909 - 199
E-Mail: buergerservice@lauenburg.de

Sozialverband Deutschland (SoVD), Kreisverband Herzogtum Lauenburg

Hauptstraße 82, 23879 Mölln
Tel.: 04542 8277477

IFD Integrationsfachdienst Herzogtum Lauenburg

Grabauer Straße 27 a 
21493 Schwarzenbek
mailbox@bruecke-sh.de
Ruf (0 41 51) 89 89-0

Blinden und Sehbehindertenverein Schleswig-Holstein

Memelstr. 4, 23554 Lübeck
Tel. 0451/408 508-0
Fax: 0451/408 508-55

E-Mail: info@bsvsh.org
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EUTB - Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

Bergedorfer Straße 51
21502 Geesthacht
Telefon: 04152 88 61 312 

Mölln
donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Hauptstraße 52, 23879 Mölln (bei KIBIS)

Ratzeburg
donnerstags von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr
Bei den Stadtwerken 20, 23909 Ratzeburg (bei Hand in Hand) 

Berater*innen:

Rüdiger Teyerl 
Mobil: 0160 99 200 980
E-Mail: teyerl@paritaet-sh.org

Anica Lehmann 
Mobil: 0170 33 66 078 
E-Mail: a.lehmann@paritaet-sh.org 

Die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung in Schleswig-Holstein

Besuchsadresse

Karolinenweg 1

24105 Kiel

Postadresse

Postfach 7121

24171 Kiel

Telefon: 0431 988-1620

E-Mail: LB@landtag.ltsh.de

16 von 18



Diakonie Nord Nord Ost

Beratung für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige

Triftstr. 139-143

23554 Lübeck

Telefon: 0451 4002-0

Telefax: 0451 4002-50552

Angehörigentreffen von Menschen mit psychischen Erkrankungen

Brücke Schleswig-Holstein

im Kreis Herzogtum Lauenburg

Tina Kufeld

Telefon: (0 45 41) 85 97-11

Mobil (01 70) 9 36 07 09

m.Kufeld@bruecke-sh.de
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Übersicht der Merkzeichen im Schwerbehindertenausweis

GdB: Grad der Behinderung in Prozent

G : Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit

aG : Aussergewöhnliche Gehbehinderung

H: Hilflosigkeit

Bl : Blindheit

Gl: Gehörlos

RF: Rundfunkbeitragsermäßigung 

B: Notwendigkeit ständiger Begleitung
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